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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Gewandt, Hauser (Krefeld), Lampersbach, Milz, Schedl, Josten, 
Dr. Unland, Dr. Jahn (Münster), Ey, Leicht, Dr. Stark (Nürtingen), Dr. von Bismarck, 
Engeisberger und Genossen 


betr. Bekämpfung der Schwarzarbeit 


Die in besorgniserregender Weise zunehmende Schwarzarbeit 
hat zwischenzeitlich zu so unerträglichen Beeinträchtigungen 

— der ordnungsgemäß arbeitenden Handwerksbetriebe, 

— der Sicherheit der Arbeitsplätze in wichtigen Bereichen 
unserer Wirtschaft, 

— des Steueraufkommens sowie sonstiger Zahlungen bei- 
spielsweise an Sozialversicherungsträger und letztlich auch 
der Verbraucher geführt, 

daß die Bundesregierung diese Fehlentwicklung nicht mehr 
tatenlos hinnehmen darf. 

Für die ordnungsgemäß arbeitenden Handwerksbetriebe be- 
deutet die Schwarzarbeit eine unzumutbare Benachteiligung im 
Leistungswettbewerb, da diese im Gegensatz zu den Schwarz- 
arbeitern Steuer, Sozialversicherungsbeiträge und sonstige Be- 
lastungen ordnungsgemäß kalkulieren und abführen. Für die 
Erhaltung der Arbeitsplätze bedeutet die zunehmende Schwarz- 
arbeit in vielen Bereichen, speziell beim Baugewerbe, eine 
ernstzunehmende Gefahr. Vor allem für den Fiskus und die 
Sozialversicherungsträger entstehen durch die Schwarzarbeit 
in Millionenhöhe Defizite, die letztlich die ehrlichen und an- 
ständigen Bürger durch zusätzliche Belastungen auszugleichen 
haben. Für den Verbraucher schließlich bedeutet die Schwarz- 
arbeit eine erhebliche Gefahr, da er in Fällen der Schwarz- 
arbeit praktisch kaum rechtzeitig Mängelbeseitigungs- sowie 
Gewährleistungsanspruch hat und überdies regelmäßig finan- 
zielle Risiken dann tragen muß, wenn dem Schwarzarbeiter 
ein Unfall zustößt. 

Der ständig wachsende Umfang der Schwarzarbeit hat bei den 
Betroffenen zu ungewöhnlichen Reaktionen geführt, die es 
zwingend notwendig erscheinen lassen, daß die Bundesregie- 
rung geeignete Maßnahmen zur Bekämpfung der Schwarzarbeit 
ergreift oder fördert. Dafür gibt es außer dem Schwarzarbeits- 


Druck: Then6e Druck KG, 53 Bonn, Tel.: (02221) 23 19 67 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestr. 56, Tel. (02221) 36 35 51 



Drucksache 7/2645 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


gesetz vielfältige gesetzliche Möglichkeiten. Selbstverständlich 
wird die Justiz dadurch nicht von der Pflicht zur Verfolgung 
ihr bekanntgewordener Verletzungen des Schwarzarbeitsgeset- 
zes befreit. 

Unabhängig von unserer Forderung, das Schwarzarbeitsgesetz 
praktikabler zu formulieren, sind nach dem jetzigen Gesetzes- 
stand 

— im Bereich der Arbeits- und Sozialverwaltung 

— im Bereich der Justizverwaltung 

— im Bereich der Finanzverwaltung 

— im Bereich der Verwaltung des Inneren und des Wohnungs- 
baus sowie 

— bei der Vergabe öffentlicher Aufträge 

Maßnahmen gegen Schwarzarbeiter und deren Auftraggeber 
möglich. 


Wir fragen daher die Bundesregierung: 

1. Was hat die Bundesregierung bislang im Bereich des Ar- 
beits- und Sozialrechts unternommen, um ein verstärktes 
Eingreifen der Verwaltung sicherzustellen und welche Er- 
folge konnte sie dabei konkret erzielen? 

2. Was hat die Bundesregierung unternommen, um die Berufs- 
genossenschaften zur Anzeige wegen Schwarzarbeit dann 
zu veranlassen, wenn deren technische Aufsichtsbeamte Tat- 
sachen feststellten, die den Verdacht von Schwarzarbeit 
begründen? 

3. Hält die Bundesregierung angesichts der jüngsten Entv/ick- 
lung der Schwarzarbeit § 1 Abs. 1 des Schwarzarbeitsgesetzes 
noch für ausreichend, wonach eine Verurteilung nur dann 
erfolgen kann, wenn dem Täter auch das Tatbestandsmerk- 
mal „aus Gewinnsucht" nachgewiesen worden ist? 

4. Wie hoch schätzt die Bundesregierung den durch Schwarz- 
arbeiten verursachten Ausfall an Einkommen- bzw. Lohn-, 
Gewerbe- sowie Umsatzsteuer bei Bund, Ländern und Ge- 
meinden jährlich? 

5. Was hat die Bundesregierung bislang unternommen, um 
die mit der Schwarzarbeit in der Regel verbundene Steuer- 
hinterziehung zu verhindern? 

6. Welche Möglichkeiten zur Eindämmung der Schwarzarbeit 
sieht die Bundesregierung durch eine verbesserte Überprü- 
fung der nach § 7 b EStG zugelassenen Abschreibungen? 

7. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung im Bereich 
der Verwaltung des Inneren und des Wohnungsbaus, wenn 
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die Einhaltung bereits bestehender Vorschriften zur An- 
bringung von Bauschildern auf allen Baustellen besser über- 
wacht wird? 

8. Ist die Bundesregierung bereit darauf hinzuwirken, daß die 
Baugenehmigungsbescheide mit einem Hinweis auf die 
Strafe bzw. späteren Bußgeldvorschriften des Gesetzes zur 
Bekämpfung der Schwarzarbeit versehen werden? 

9. Ist die Bundesregierung bereit darauf hinzuwirken, daß die 
für die Vergabe öffentlicher Aufträge zuständigen Stellen 
angewiesen werden, sich vor Auftragsvergabe handwerk- 
licher Leistungen davon zu überzeugen, daß der Gewerbe- 
betrieb auch ordnungsgemäß angemeldet und in die Hand- 
werksrolle eingetragen ist? 
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